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38ste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

( Schluß .)

StaatSrath Frhr . v . Nüd t . Der Redner vor mir hat

bemerkt , daß cö ein schlimmes Zeichen sei , wenn nach den

Vorgängen des sogenannten Urlaiibssireitö dennoch im

Lande eine größere Anzahl von Stuatsdienern gewählt wor¬

den , und ferner daß den Skaatsdienern immer wenigstens

ein Schein von Abhängigkeit anklebe . In elfterer Bezie¬

hung vermöchte ich nur dann ein schlimmes Zeichen bei

einer Wahl zu finden , wenn man voraussetzen müßte , daß

der Wahlbezirk nicht selbst in dem Gewählten den ersehen

hat , der sein Verlrancn und das des Landes verdient . Die

Staatsdiener , Gelehrte u . s. w . , welche wählbar sind , find

Staatsbürger,
' wie jeder Andere , sie unterliegen derselben

Pflicht , sie legen dieselben heiligen Verpflichtungen ab , und

in dieser Beziehung kann ein Unterschied durchaus nicht

gelten . Ein schlimmes Zeichen kann ein solches Ergebniß
nicht seyn , cö zeigt vielmehr , so sehr man bemüht war ,
daS Vertrauen gegen die Staatsdiener zu erschüttern , daß cs

sich dennoch erhalten hat und hoffentlich auch jetzt und für
die Zukunft erhalten wird , wie es wohl verdient ist .

Eine Abhängigkeit der Staatsdiener in Beziehung auf ihre

Stellung als Abgeordnete kann ich eben so wenig anerken¬
nen . Die Staatsdiener , welche in der Kammer sind und

ohne Unterschied die öffentliche Achtung und die der Re¬

gierung genießen / werden ihre Pflicht , die sie als Abge -

. ordnete übernehmen , ihren Eid , den sie leisten , mit gleicher
Gewissenhaftigkeit zu erfüllen im Stande seyn und erfüllen ,
wie jeder andere Staatsbürger , den sein Beruf in die Kam¬
mer bringt und von irgend Zumuthungen , welche ihnen
ihre Stellung erschweren oder ihrer Ncberzeugung zu nahe
treten , wird nirgends auch nur eine Spur auszufinden seyn .

Der Redner geht nun zu den persönlichen Verhältnissen
dcS Gewählten über und setzt der behaupteten Unwähl¬
barkeit eines Regierungsdircctorö die Verfassung entgegen ,

deren § . 37 die landcs - , standes - und grundherrlichen Be -

zirkSbeamtcn znsammenstelle , also auch in dieser Verbin¬

dung lediglich von einem Bezirksbeamtcn die Rede sei ,
während die Rcgiernngsdircctoren , Mitglieder der Kreis -

regiernngscollcgien und der Hofgerichte nicht Bezirks - ,
sondern Provinziaibeamte seien , welche Eigenscksaft un -

bezwcifelt und stets anerkannt worden , denn nach der

Skala der Einlheilung des Landes gebe cs Lokal - ,
Bezirks - , Provinz - und Centralbeamte . Der Grund der

Unwählbarkeit , wie bei Bezirksbeamien falle bei dem

RegierungSdirector gänzlich weg , denn dieser verfüge
unter allen Verhältnissen nur an die Beamten und eben

so gut müßte man wegen einer möglichen Berührung die

Ccntralbeamtcn von Collcgien ansschließen . Wenn man

auf den Einfluß Rücksicht nehmen wollte , dann würde

mair eben so wenig Advokaten in dem Bezirk ihrer Prariö
wählen dürfen , denn offenbar sei es stets der persönliche
Einfluß , der mitwirke , daß Einer gewählt werde .
Der Spruchmann sei als solcher zur Zeit lediglich
ein von der Regierung auf drei Jahre für ein et¬

waiges Spruchgcricht bezcichneter Kandidat , welcher vor¬

derhand durchaus keine dienstliche Funktion oder verbind¬

liche Eigenschaft habe . Bei einer Streitigkeit zwischen

Regierung und Ständen in Baden werde und könne Hr .

Dahmen ohnedieß nie gewählt werden , also von unmittel¬
barem Einfluß die Rede nicht seyn . Aber im ständischen

Interesse selbst müsse eS auf der andern Seite liegen , daß

solche Kandidaten die inneren Verhältnisse der Kammern

kennen lernen , denn dann würden sie nur um so mehr im

Stande seyn zu erwägen , welche Verhältnisse in der Kam¬

mer selbst Berücksichtigung verdienen .
Endlich sagt der Hr . Redner am Schluffe — wache

ich darauf aufmerksam , daß dasjenige , was nicht in der

Verfassung steht , von einer Kammer nicht allein ver¬

vollständigt werden kann . Es wird , wenn irgend Funktio¬

nen vorliegen , welche eine Jnkompatibilität mit der Ei -
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genschaft eines Abgeordneten herbeiführen würden , nach
der Verfassung und Geschäftsordnung zuerst entweder von

der Kammer im Wege einer Adresse oder von vcr Regie¬

rung im Wege eines Gesetzentwurfs darüber gesetzliche

Bestimmung ^ ! veranlaßt werden . Eine solche besteht nicht ,
ist auch nicht notwendig , und deßhalb hat Eine Kammer

nicht allein das Recht , hierauf irgend eine Beschränkung
ungeachtet der Bestimmungen der Verfassung zu gründen .

Ohncdieß hat man ja vor noch nicht langer Zeit sich
darüber ausgesprochen , daß denjenigen , welche das Ver¬
trauen ihres Bezirks haben , auch die Verpflichtung auf -

licgt , die Abgcordnctenstclle auzunehmcn , und man hat in

Beziehung auf das Wahlspstcm stets dahin gewirkt , die

möglichste Ausdehnung eintreten zu lassen und somjt wäre
es wirklich der größte Widerspruch , wenn jetzt aus einem

solchen , durchaus die Verhältnisse in der Kammer nicht
präjudizirenden Verhältnisse irgend eine Folgerung gezo¬
gen werden wollte .

In . Bezug auf Sanders letzte Bemerkung crwiedcrt der

Hr . Redner : Der Gewählte werde erscheinen , oder , wie

schon häufig bei Anderen der Fall gewesen , den Grund

seines Ausbleibens « » geben und um . einen Urlaub bei der
Kammer nachsuchen .

Auf den mehrfachen Wunsch der Kammer nach Abstim¬

mung schließt der Präsident die Diskussion ; Heckers An¬

trag wird verworfen und die Nichtbeanstandung der Wahl
beschlossen . ( Junghanns und Ncgenaucr begeben sich

'
an

den Ministertisch ) .
Die Tagesordnung führt nun auf den nachträglichen

Bericht der Commission zur Aufsuchung und Prüfung der

seit dem letzten Landtage von 18 ) 2 erlassenen provisori¬

schen Gesetze . Erstattet von dem Abg . Fauth .

In demselben ist bezeichnet :
A . Eine Verordnung des Großh . Staats Mini¬

steriums vom 28 . Sept . 18)3 über die Prüfung der
Rechts ca ndid aten , mit der Bestimmung des

„ § . 1 ) . Wer zum Drittenmale in der Prüfung nicht

bestanden ist, wird zu einer weiteren nicht mehr zu¬
gelassen . "

Rach § . 9 der Verfassungsurkunde „ haben alle Staats¬

bürger von den drei christlichen Confessionen zu allen

Civil - und Militärstellcn und Kirchenämtern gleiche An¬

sprüche ;" und daS unter Mitwirkung der Stände erlassene

Gesetz über die Studienfreiheit vom 23 . Mai 1822 sagt
im § . 5 „ Weder das akademische noch das Privatstudium

gibt künftig einen Anspruch auf Anstellung in Staats -

oder Kirchendicnsten . "

„ Die jungen Theologen beider christlichen Confessionen

erwerben einen solchen Anspruch erst durch die Ausnahme
in die Candidatenlisten , oder durch die Ertheiluug deS
Tafeltitcls . "

„ Junge Rechtsgelehrte , Cameralisten , Philologen , Aerzte
und Chirurgen können erst alsdann , wenn sie nach vol¬
lendeten Studien eine Prüfung mit gutem Erfolg bestanden ,
und sich darauf die gehörige praktische Befähigung er¬
worben haben , eine Anstellung im Dienste des Staates
erwarten , ohne jedoch auch alsdann einen positiven An¬

spruch darauf zu haben ."

§ . 6 sagt : „ Die Prüfung , und , wenn sie ein genügen¬
des Resultat hat , die Zulassung zu den Mitteln praktischer
Befähigung , kann Keinem versagt werden , der a ) daS in
dem § . 3 Vorgcschriebene erfüllt hat ; ( Rachweisung über
die erforderliche vorbereitende Befähigung zum Bezug der

Universität . ) b ) sich in gehöriger Form über die Vollen¬

dung seiner akademischen Studien auszuweiscn vermag ."

„ Ein Recht , die Zulassung zum Examen , und zu den
Mitteln praktischer Befähigung zu verlangen , steht der
§ . 4 bezcichncteu Klasse von Studircnden nicht zu ; ( näm¬

lich „ Denjenigen , welche ohne die Absicht , dem Staats¬

dienste oder einer eigentlich wissenschaftlichen Laufbahn
sich zu widmen , bloß zu Zwecken der Selbstvervollkomm¬
nung oder veredelter bürgerlicher Thätigkeit , einzelne Lehr¬
fächer sich anzueigncn wünschen ."

Endlich bestimmt § . 7 des Gesetzes über die Studien -

freihcit , daß durch besondere Verordnungen die Vorschrif -»

ten über die Prüfungen der jungen Theologen , Rcchts -

gelehrtcn , Cameralistcn , Aerzte und Chirurgen festgesetzt
werden sollen .

Da aber nach § . 1 ) der Verordnung von 18 ) 3 jeder
Rcchtscandidat , der zum dritten Male in der Prüfung
nicht bestanden ist, zu einer weitern nicht mehr zugelassen
werden soll , während nach § . 6 des Gesetzes von 1822
die Prüfung Keinem versagt werden kann , welcher die

gesetzlichen Bedingungen erfüllt hat , — so steht jener 8 . 1 )
der Vollzugsverordnung mit dem § . 6 deS Gesetzes in di -

rectcm Widerspruch , und hebt ihn in gewissen Fällen auf .
Die VvllzugSverordnung ändert hierdurch ihre Bestim¬

mung und wird zu einem neuen Gesetze , daS ohne stän¬
dische

'
Mitwirkung nicht erlassen werden kann .

Die Commission hat zwar die guten Absichten der Re¬

gierung bei Erlassung dieser Vollzngsbestimmung nicht ver¬
kannt , und wohl erwogen , daß Derjenige , welcher drei¬
mal in der Prüfung nicht bestanden , in der Regel weder

zu einem Staatsdienste noch zur sonstigen praktischen Aus¬

übung der Wissenschaft taugen werde , welche er sich an -

zueignen gesucht ; daß eS vielmehr im eigenen Interesse
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des Studirenden und seiner Aeltern liege , sich entweder
so vorzubreitcn, daß er schon bei der ersten oder den ersten
Prüfungen bestehe, oder in Zeiten sich einem andern Le -
bensberuse zu widmen. Allein die Commission brachte auch
in Erwägung : a) daß Jemand , in drei Prüfungen nicht ,
bei einer weiteren aber vorzüglich bestehen und ein recht
brauchbarer Mann werden könne ; b) daß es zwar in dem
Ermessen der Regierung liege , einem Solchen einen Staats¬
dienst anzuvertraucn oder ihn davon auSzuschlicßen , daß
es aber für einen Kandidaten von hoher Wichtigkeit seyn
kann , sich in andern Verhältnissen darüber auözuweiscn,
daß er die Staatsprüfung gehörig erstanden und sich so¬
dann auch praktisch befähigt habe.

Wenn aber auch die inneren Gründe gegen die Zweck¬
mäßigkeit der Bestimmung des § - 14 der Verordnung nicht
vorhanden wären, so genügt doch schon der formelle Grund :
daß ß . 6 des Gesetzes von 1822 durch den § . 14 der vor¬
liegenden Verordnung wesentlich geändert wurde , um den
Antrag Ihrer Commission zu begründen : „ cs sei dieser
§ . 14 zur ständischen Bewachung zu reklamiren . "

Endlich glaubte die Commission die Bemerkung bei¬
fügen zu müssen :

1 . daß in der landesfürstlichen Eraminationsordnung
für die evangelisch - protestantischen Candidaten der Theo¬
logie vom 23 . Mar 1828 (Regierungsblatt 1828 Nr . 11 )
unter VII . die Bestimmung enthalten ist , daß , wer auch
bei der zweiten Prüfung nicht besteht , für immer abzu -
weisen sei ;

% daß nach §, 13 der Verordnung des Großh. Finanz¬
ministeriums vom 16 . Mai 1838 (Regierungsblatt Nr . 22 .
S . 198 ) über die Prüfung der Camcralcandidaten, Der¬
jenige , „ welcher auch in der zweiten Prüfung nicht besteht,
zu einer künftigen nicht mehr zugclassen wird. "

In Bezug auf das Formelle der Frage bestreiten Geh .
Neferendär Junghanns und Staatsrath Fr hr. v . Rüdl
die Befugniß zu der Reklamation einer rein in den Bereich
der Verwaltung gehörigen Bestimmung, welche überhaupt
nur eine wiederholte Bekanntmachung längst bestehender
Verordnungen sei , die man nie früher zu reklamiren ver¬
sucht habe .

MinisterialdirectorR e g e n a u e r sucht geltend zu machen ,
daß daö Gesetz über die Studienfreiheit nur sage, es könne,
unter VoraussetzunggcwisscrBcdingunge», Keinem dcrZutritt
zum Eramcn verweigert werden , nicht aber , daß er vertan gen
könne, zwei, drei , vier Mal, ja bis an den Rand des Grabes ,
zugelassen zu werden, — durch einmaliges Zulassen schon
sei das Gesetz erfüllt. — Die Ausnahme , daß der ein
paar Mal Durchgefallene noch ein vorzüglicher Geschäfts¬

mann werden könnd, zähltser unter die großenSeltenheiten , und
glaubt , die Regierung erwerbe sich ein Verdienst durch die
Beschränkung , welche die Durchgefallenen darauf aufmerk¬
sam mache, noch bei Zeiten einen andern Lebensberuf zu
wählen .

Dagegen findet Weizel , obgleich vollkommen mit dem
Inhalte der Verordnung einverstanden , dieselbe nicht ver¬
einbar mit dem Gesetze über die Studienfreiheit und ist
deßhalb für den Commissionsantrag.

WeIcker verwirft die von dem . Regierungscommissär
beliebte Auslegung des § . 6 und stimmt gleichfalls für
Reklamation der Verordnung, welche offenbar verfassungs¬
mäßige Rechte schmälert , indem sie den Betreffenden von
der eigenen Wahl seines Lebensbcrufö gänzlich ausschließt,
und beantragt gleichfalls die Reklamation der unter 1 .
und 2 . aufgeführtcnbeiden Verordnungen über die Eramina
der Theologen und Camcralisten.

Hecker , Knapp , Welcker , Weizel und San¬
der tadeln die Einrichtung der, den Anforderungen unserer
Zeit durchaus nicht mehr entsprechenden Staatsprüfungen,
welche statt ein praktisches Studium zu .befördern , viel-
mchr eine freie geistige wissenschaftliche Entwicklung hin¬
dern und die Candidaten darauf Hinweisen , lediglich auf
das Eramen zu studiren . Sie wünschen deßhalb dringend
eine Revision der Eraminationsordnung , bei welcher,
ohne Vernachlässigung der nothwendigen Theorie , auch
das Praktische berücksichtigt und das öffentliche Leben in
den Bereich des Unterrichts gezogen werden solle.
' Sander verwirft namentlich, das Eraminiren in la¬
teinischer Sprache und Weizel tadelt die Unzulänglich¬
keit des Unterrichts auf der Hochschule in Bezug auf
Kenntniß des vaterländischen Rechts.

Der Commissionsantrag auf Reklamation wird bei der
Abstimmung durch Stimmenmehrheit angenommen ; des¬
gleichen der Antrag des Abg . Welcker auf Reklamation
der unter l . u . 2 . (s. oben ) aufgeführten Verordnungen über
die Prüfungen der Theologen und Cameralccrndidadn.

B . Das Statut für dieHeib- und Pflegeanstalt Jllenau ,
— deren Zweck Heilung und Verpflegung heilbarer und
unheilbarer Geisteskranken ist , — vom 18 . October 1843,
die Bestimmungen enthaltend über die Grundsätze und
das Verfahren für Aufnahme der Kranken .

Die Commission hat bei Prüfung dieses Statuts in
Erwägung gezogen :

» . daß nach den bisherigen Bestimmungen stets die Po¬
lizeibehörden über die Frage entschieden haben : ob und
unter welchen Bedingungen Jemand in solche Anstalten
ausgenommen werden könne oder solle ?
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b . daß das Verfahren in dem vorliegenden Statut das

früher bestandene Verfahren nur genauer bestimme und

mehr Garantien enthalte , damit nicht nach Willkühr bei
der Aufnahme verfahren und nicht Personen in die An »

stalt zwangsweise gebracht werden , deren Scclenzustand
nicht gestört , oder deren Ausnahme polizeilich nicht gebo¬
ten sei ;

c . daß „ das gesetzmäßige Erkennt,iiß über Seelen störring
auch » ach § . 29 des VI . Constitutionsedicts der staats¬
rechtlichen , staatsärztlichen und kirchlichen Unterbehörde zu -

stche, " und ebenso das Erkeuntniß über einen Antrag auf
Entmündigung ( welche nachgewiesen werden muß , sobald
der Aufzunehmende nicht minderjährig ist) gach den Be¬

stimmungen des zweiten Kapitels km l l . Titel des Land -

rechtS nach § . 22 des II . Einführungöedicts der „ ordent¬

lichen polizeilichen Obrigkeit " überwiesen ist.
Die Commission unterscheidet aber zwischen dem Verfah¬

ren der Entmündigung wegen Gemüthsschwächc , Wahn¬
sinn oder Raserei und zwischen dem Verfahren , wornach
Jemand , als geisteskrank erklärt , vermittelst Zwangs ge¬
ben seine Person in eine solche Irren », Heil » oder Pflegc -

anstalt gebracht werden solle , und ist der Ansicht , daß die

Bestimmungen über dieses Verfahren , wodurch die persön¬
liche Freiheit beschränkt würde , nur im Wege der Gesetz¬

gebung zu erlassen seien , weßhalb die Majorität der Com¬

mission ans Neclamirung des III . Abschnitts des Statuts ,
d . h . derjenigen Bestimmungen den Antrag stellt , welche
die Grundsätze und daö Verfahre » für die Ausnahme der

Kranken enthalten .
Staalsr . Frhr . v . R ü d t spricht gegen die Reklamation

des Statuts , indem cs lediglich eine systematische Zusam¬
menstellung aller seit längerer Zeit erlassenen , nie reklamir -

len Verordnungen enthalte , darin nur nach den Bestimmun¬

gen des Landrcchtö verfahren sei , und der Antrag aus
Vorlage eines neuen Gesetzes verfassungsmäßig nur im

Wege der Motion geschehen könne .
Hierauf wird abgestimmt und der CommissionSantrag

auf Reklamation angenommen .
C . Durch Erlaß des Großh . Ministeriums des

Innern vom 25 . Juli 18 -13 Nr . 7983 ( Verordnungsblatt
für den Mittelrheinkreiö von 1843 , Nr . 18 , S . 59 ) wurden

neue Vor chriftcn crtheilt , wie die Vermögensvcr -

haltnisse derjenigen Personen künftig nachgcwiesen werden

sollen , welche in Folge cineö gerichtlichen Unheils oder
eines pollzeilichen Erkenntnisses zur Zahlung von Untcr -

fuchungs - oder StrafcrstehungSkosten verbunden sind . Hier - -

nach hat der Gemeinderath die aufeinem Erkundigungö - j
bogen — dessen Formular der Verordnung beigefügt ist —

enthaltenen zwölf Fragen in ordnungsmäßig abzuhaltender
Rathssitzung zu beantworten , daS Erforderliche in ' s Raths -

sitznngöprotokoll aufzunchmcn , und am Schlüsse des Erkun¬

digungsbogens zu erklären , daß er für die Richtigkeit
der Beantwortung hafte .

Die Beantwortung eines solchen ErkundigungSbogenS
muß die Gcmeinderäthe und Rathsschreiber häufig einen
vollen halben Tag , zuweilen aber noch weit länger beschäf¬
tigen , und sie oft in die peinliche Verlegenheit setzen , ent¬
weder die meisten Fragen nur oberflächlich , oder nur dahin
zu beantworten , daß ihnen die in Frage stehenden Verhält¬

nisse unbekannt seien . Beides entspricht aber dem Zweck
der Verordnung nicht , und stellt sie in dieser Beziehung in
die Reihe der nutzlosen , während sie nur durch außerordent¬
lichen , den Gemeinderäthen billig nicht zuzumuthenden ,
Mühe - und Zeitaufwand die bezweckte Wirkung haben kann .
Bedenkt man ferner , daß auch wegen Kostenbeträgen von
nur wenigen Kreuzern bei jedem Polizei - oder gerichtlichen
Erkenntniß , diese Erkundigungsbogen ausgefüllt werden

müssen , so wie daß in jeder nicht ganz kleinen Gemeinde

solche Untersuchungen sehr häufig Vorkommen , so erscheint
der reelle Nutzen dieser Verordnung für die Staatskasse
als außer allem Verhältnisse mit der großen Belästigung
der Gemeindebehörden . In bedeutenden Untersuchung ««
könnte ja ausnahmsweise auf besondere Verfügung daö

Erforderliche noch nachcrhoben werden .
Die Commission kann jedoch in dieser Verordnung kernen

- rechtlichen Grund zu ihrer Reklamirung finden , da in der

am Schluffe der Urkunde ausgesprochenen Verbindlichkeit ,

„ für deren Richtigkeit zu haften, " keine andere Verpflichtung

für die Gemeinderäthc enthalten ist, alö welche ihnen überall

für ihre Handlungen und Zeugnisse obliegt . Die Commission

überläßt sich aber der Hoffnung , die Regierung werde sich

veranlaßt finden , diese Vcrordnupg entweder ganz außer

Wirksamkeit zu setzen , oder nur auf wichtige Fälle zu be¬

schränken , bei den gewöhnlichen aber die früheren Vor¬

schriften von 1838 , welche lange als ausreichend angesehen
wurden , wieder einzuführen .

- Bissing . Von einer Reclamation kann wohl hier
l keine Rede seyn ; allein ich möchte doch die hohe Regie¬

rung dringend gebeten haben , diese Verordnung baldigst
wieder zurückzunehmen . Es ist Thatsache , daß die Bürger -

mcister - Aemter und Gemeinderäihe durch die Staatsbehörden

allzu sehr mit Geschäften überhäuft werden , namentlich
als Erecutivbeamte , und sie dadurch ihren eigentlichen

Wirkungskreis , die Verwaltung der Gemeinde , vcrnachläßi -

gcn müssen , wenigstens leidet hiedurch ihre Wirksamkeit in

letzter Beziehung . Ich muß übrigens hier noch weiter an - '
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führen , daß diese Verordnung auch häufig mißbraucht , und ,
wie ick aus glaubhafter Quelle weiß , sogar in kleinen
Polizeiübertretungöfällcn angewcndet wird , wie z . B . bei ' m
Uebersitzen über die Polizeistunde . Manche Fragen, die in
dem Erkundigungöbogen gestellt werden , sind überdieß gar
nicht zu beantworten , wie z . B . Nr . 7, wo eS heißt : „hat
derselbe Vermögen zu hoffen und von wem ? wie alt sind
die Personen , von denen er Vermögen zu hoffen hat ? "

SlaatSrath Frhr . v . R ü d t vertheidigt die Zweckmäßig,
keit der Verordnung im Interesse des Staates, welchem es
nicht gleichgültig seyn könne, daß Solche , die sich keiner
Verbrechen schuldig gemacht , die Jnguifitionskosten mit
zahlen müßte» , — kann indessen eine allzugroße , in's Klein-
liebe gehende, Ausdehnung bei Anwendung der gegebenen
Vorschriften nicht billigen .

Hecker siebt neben der unvcrhältnißmäßigen, nicht zu
billigenden , Geschäfrsüberhäusung der Gemcinderäthc , und
neben gänzlichem Mangel an praktischem Werth , auch noch
ein oft willkommenes Mittel zur Chikane der Gemeindc -
collcgien darin.

Staatsrath Frbr . v . R ü d t . Die Gcmeinderäthe geben
die Attestation nur nach ihrer Wahrnehmung, mehr ver¬
lange man nicht von ihnen ; übrigens müßten diese am
besten wissen , ob Einer Vermögen besitze , und wenn ein
Anstand erhoben werden wollte , so sei cS an diesen zu
reclamiren , in die Kammer gehöre eine solche Reklamation
nicht.

Bissing . Die Gemeinderäthe haben wirklich häufig
rcclamirt , es wurde aber ihren Rcclamationen keine Folge
gegeben . Uebrigens ist diese Verordnung , wenigstens in
den größern Städten , rein unausführbar, und gerade der
Umstand , welchen der Hr . Sprecher der Negierung an¬
führte, daß die Vermögenöverhältnisse der Einzelnen den
Gcmeinderäthcn genau bekannt wären , findet hier nicht
Statt ; in kleinen Gemeinden kann cs eher der Fall seyn . .
Es kommt aber auch hiebei noch sehr in Betracht , daß
durch die überhäuften Geschäfte seit Einführung der Ge¬
meindeordnung die Kosten für daS Kanzlcipcrfonalc häufig
und besonders in den Städten dreimal größer geworden
sind , als sie früher waren.

Jörger beantragt hierauf : den von der Commission
ausgesprochenen Wunsch in das Protokoll niederzulegcn,
und wird vielfach unterstützt.

Baum findet in der Erklärung deS Hrn . Chefs des
Ministeriums deö Innern , daß die Gcineinderäthe nur in
so weit haften sollen , als ihre Wahrnehmung gehen könne,
eine Beruhigung, welche ihn übrigens nicht über die völ.
lige Unzweckmäßigkeit deS Erlasses selbst zu trösten vermag .

• Gottschalk verlangt keineswegs , daß der Staat ohne
Weiteres überall für die Jnguisitionskosten einstehen solle,
allein eS gebe andere Wege, durchs welche er sich davor
schützen könne.

Martin . Obgleich der Hr . Präsident des Ministeriums
des Innern vorhin gesagt habe , die Frage gehöre nicht in
die Kammer , so sei sic eben ein Mal da , und ehe sie wie¬
der hiuauSkpmme, wolle er sich den Erklärungen der Ab¬
geordneten Bissing und Jörger anschließen.

- Fauth erklärt, daß auch alle Beamte über die Un¬
zweckmäßigkeit der Verordnung einig seien , und bittet die
Regierung, ihre Beamten nicht in die Verlegenheit zu
setzen , den Gemeinderäthen Etwas anbefehken zu müssen ,
was diese nicht thun könnten .

Schaaff schließt sich diesem Wunsche durchaus an .
Jörgers Antrag wird hierauf einstimmig angenommen .
I) . Die Verordnung des Großh. Ministeriums des

Innern vom 2 . Mai 1836 , die Bürgerannahme
der Ausländer betreffend , bestimmt : daß das Jndigenat
nur unter der Bedingung ertheilt werden solle, daß der
Aufzuuehmendc seine Absicht , das Jndigenat nur für die¬
jenige Gemeinde , in welcher er sich bürgerlich niederlassen
zu wollen erklärt , zu suchen , dadurch bewahrheitet , daß er
in dieser Gemeinde seine Niederlassung wirklich nehmen,
und vor Ablauf von drei Jahren in keine andere Ge¬
meinde übersicdeln werde . — Bei Ueberweisung dieser Ver¬
ordnung a» die Commission zur nachträglichen Berichterstat¬
tung scheint der Kammer jedoch entgangen zu sein , daß dieselbe
schon bei dem Landtage von 1837 in dem von dem Abg . Bohm
am 22 . Juni 1837 in der 46sten öffentlichen Sitzung er¬
statteten Commissionsbericht, Seite 258—259 zur Sprache
gekommen , und die Majorität der Commission der Ansicht
war , „ eS sei die Verordnung lediglich nur eine Maßregel,
welche zu erlassen innerhalb der gesetzlichen Competen; der
Verwaltungsbehörden liege . Man zog nämlich aus dem
unbestrittenen Satz , daß die Ertheilung und Verweigerung
des Jndigenatö an einen Ausländer lediglich Sache der
Verwaltung sei (§ . 40 des BürgerrechtsgesetzeS) , — die
Folgerung , daß es somir den Verwaltungsbehörden auch
zustehen müsse, daS Jndigenat nur unter gewissen Bedin¬
gungen , nur mit Beschränkungen zu crtheilen, ohne daß cS
hiezu eines besonder» Gesetzes bedürfte, weil in dem gesetz¬
lichen größeren Rechte der Ertheilung eines unbeschränkten
Jndigcnats , oder der gänzlichen Verweigerung desselben ,
offenbar auch daS kleinere Recht der Ertheilung eines Jn -
digenatS unter Bedingungen liege, wodurch keinerlei Rechte
gekränkt werden , weil der Ausländer mit freiem Willen
sich den ihm gemachten Bedingungen unterwirft.
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Die damalige Commission „ stellte daher keinen Antrag
auf Reklamation dieser Verordnung, " und die Kammer trat
in ihrer 65sten Sitzung vom 24 . Juli 1837 dieser Ansicht
ohne Erinnerung und Diskussion bei .

Die Commission hält die Reklamation dieser Verordnung
nicht für begründet , weil § . I7 des Bürgcrrechlsgesetzes
dadurch nicht abgeändert worden ist, die Regierung viel '
mehr von dem ihr zustehendcn freien Ermessen der Jndige -
natsertheilung , — um die Umgehung deS Gesetzes zu
verhüten , — den Gebrauch gemacht hat , daß sie dem
Nachsuchcndcn das Jndigenat nur unter der Bedingung
verleihe , daß er in der Gemeinde , für welche er um Ver¬
leihung dcS Jndigcnats nachsucht , seine Niederlassung wirk¬
lich nehmen , und vor Ablauf von drei Jahren in keine
andere Gemeinde übersiedeln werde . Nur als Administrativ -
Maßregcl ist vorgcschrieben , daß die Behörden dem Aus¬
länder diese Bedingung machen sollen . ES ist aber nirgend
verordnet , daß dem etwa demohngeachtet unbedingt Auf -
genommcnen das Recht der Ucbersiedlung nach § . 17 des
Bürgcrrcchlsgesctzcs nicht ganz frcistehen solle.

Bissing . Auch ich kann den Ansichten der Commission
nur beipflichten , daß die in Frage stehende Verordnung nicht
reklamirt werden könne . Zugleich muß ich aber hier aus -
sprcchen , daß ick solche für höchst weise und begründet aner¬
kenne . Fragen Sie , meine Herrn , bei allen Gemeindcräthen
deö ganzen Landes nach , ob sic nicht eine größere Beschrän¬
kung in Bezug aus die Bürgerannahinen wünschen , so wer¬
den Sie überall diese Frage bejaht .erhalten . ( Vielfache Zu¬
stimmung .) Man klagr allgemein darüber , daß Inländer ,
welche in andern Gemeinden ausgenommen werden wollen ,
durch Lug und Trug sich Zeugnisse über ihr Vermögen und
ihren Leumund zu verschaffen wissen, . .und einen Gemeindc -
rath , der von vorncnherein weiß , daß er einen schlechten
Haushälter , einen Taugenichts vor sich hat , nöthigcn kann ,
ihn aufzunehmen . Ja cs gibt sogar Gemeinden , die , um
solche schlechte Subjekte los zu werden , ihnen noch Geld
geben , damit sic sich in einer andern Gemeinde niedcrlassen
können . Ebenso giizg eS häufig mit Ausländern , denen das
Bürgerrecht an einem Orte abgeschlagen wurde , die dann
an einem andern Orte das Bürgerrecht erschlichen , und —
einmal Inländer — alödann die Aufnahme in der Gemeinde
fordern konnten , von der sie früher zurückgewicsen waren .
Darum betrachte ich jene Ministerialverordnung für sehr
zweckmäßig .

P l a tz und H ä g e l i n schließen sich diesem an und spre¬
chen den Wunsch auS , daß von Seilen der Aemter die Be¬
stimmungen der Verordnung gehörig gchandhabt werden

und daß diese von Seiten des Ministeriums in Bezug auf die
Indigenatsertheilungen selbst wiederholt eingcschärft werden
möchten .

Sander hält die Verordnung schon in ihrer Grundlage
für unrecht , indem er nicht billigen kann , daß die Regierung
daö Recht haben solle , die Ertheilung staatsbürgerlicher
Rechte eines B a d n e r s an Bedingungen zu knüpfen .

Rücksichtlich deS der Commission , nachträglich ertheilten
Auftrags , nämlich gutachtlichen Bericht darüber zu erstatten :

welchen Beschluß die Kammer wegen derjenigen Verordnun¬
gen zu fassen haben dürfte , welche auf früheren Landtagen
reclamirt , bisher aber weder den Ständen zur Berathung
vorgelegt , noch außer Wirksamleit gesetzt worden sind , —

ist die Commission der Ansicht , daß auch diese Verordnun¬
gen in einer besonder » Adresse zu reclamiren , oder in
diejenige Adresse aufzunehmcn seien , welche die Commission
am Schluffe des Berichts vom 9 . Februar l . I . für die¬
jenigen Verordnungen beantragt hat , welche bei dem
gegenwärtigen Landtage aus der Periode seit dem
letzten Landtag reclamirt werden , und gründet diesen
Antrag aus § . 67 der Versassungöurkunde , nach welchen ^ .
„ Verordnungen , worin Bestimmungen eingeflossen , wodurch
sie ( die Kammern ) ihr Zustimmungsrecht für gekränkt er¬
achten , auf ihre gegründete Beschwerde sogleich außer
Wirksamkeit gesetzt werden sollen, " und wornach „ keine Be¬
schwerde an den Großherzog gebracht werden kann , ohne
Zustimmung der Mehrheit einer jeden der beiden Kammern . "

Diese Form der Rcclamation hat auch die Kammer bei
ihren Reclamationen auf den Landtagen von 1831 , 1833
und 1835 gewählt , und thcilS die Vorlage , theils die Zu¬
rücknahme mehrerer reclamirten Verordnungen erlangt ,
während die Regierung der Reclamirung durch Niederle¬
gung einer Bitte iiffS Protokoll oder . durch Mitthcilung an
das Staatsministerium keine Folge gab , nachdem sie erklärt
hatte , daß sie nur die Form der Adresse als den allein
verfassungsmäßigen Weg der Reclamirung anschcn könne .

In Folge der Frage des Präsidenten , auf welchem
Wege , namentlich ob durch eine Adresse , die angeführten
Verordnungen reklamirt werden sollen , — trägt Hecker
auf einfache Anzeige der Reklamation an das Staatsmi¬
nisterium an , weil eine Adresse , welche in der andern
Kammer einer Verwerfung unterliegen könne , wie frühere
Beispiele zeigten , zu Nichts zu führen vermöge . Ent¬
weder gehörten die reklamirten Verordnungen in den
Kreis der Gesetzgebung oder nicht ; im erster » Falle seien
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sic nach unserer Verfassung keine Gesetze , bis die drei

Faktoren der Gesetzgebung , Negierung und beide Kam¬

mern zu ihrer Zustandebringung mitgewirkt hätten . Daraus

ergebe sich auch von selbst , daß kein Gesetz zu Stande
kommen könne , welchem ein Faktor die Zustimmung ver¬

sagt habe . Wenn die Kammer erkläre , daß sic ein Ge¬

setz rcklamirc und die Negierung davon in Kenntniß setze ,
so habe diese nach den Bestimmungen der Verfassung das

Gesetz vorzulegen . Es bedürfe deßhalb keiner Adresse ; eine

solche Vorschlägen heiße , ein verfassungsmäßiges Recht der
einen Kamm « dem Beschluß der andern unterordnen , und
sobald man selbstständig ein Recht ausüben könne , brauche
man keinen Zweiten beizuzichen . Seine Behauptung sei
syllogistisch auf die Verfassung gebaut und deßhalb wohl
nicht zu widerlegen . — Weil er keine Gesetzgebung im

Wege der Ordonnanzen wolle , mache er den ferneren
Antrag , „ daß die Kammer bei den Gesetzen ,
welche sie , als vor das Forum der Gesetzge¬
bung gehörig , bezeichnet habe , folgerichtig
ausspreche , daß sil ; diesen Verordnungen
eine gesetzliche Wirksamkeit nicht beilegen
könne ." Wenn dcp ständischen Reklamation keine Folge
gegeben würde und die Stände diese Erklärung nicht ge¬
geben hätten , so würde man sagen : „ Ihr habt rcklamirt
um zu reklamiren , allein eine rechtliche Folge ist damit
nicht verbunden ." Da die Stände aber das Recht haben ,
die Vorlage der Gesetze zur Zustimmung zu verlangen ,
ohne welche sie nicht gültig seien , so müsse die Kammer
auch aussprechen , daß sie diesen Gesetzen , so lange sie
nicht vorgelegt seien , eine verfassungsmäßige Wirksamkeit
nicht beilegen könne .

Schaaff widerspricht der Behauptung , als ob die
Kammer in diesem Fall etwas für sich allein thun könne ;
ein anderer Weg als der einer Adresse , welcher die Mit¬
wirkung beider Kammern erfordere , sei nicht der verfas¬
sungsmäßige , und nur allein von einem solchem sei ein
Erfolg zn erwarten . Rach dem Ausspruche der Regierung ,
als eines der drei Faktoren , gehören die reklamirtcn Ver¬
ordnungen nicht in den Kreis der Gesetzgebung , wenn
nun die beiden andern Faktoren sich im entgegengesetzten
Sinne aussprächen , dann würde die Regierung sich zur
Zurücknahme veranlaßt sehen oder nachträgliche Zustim¬
mung einholcn . So lange aber nur Ein Faktor seine An¬
sicht ausgesprochen , kenne die Regierung die des andern
nicht und könne keine Rücksicht auf jene nehmen , welche
auf keinen Fall zur Kenntniß des Staatsoberhaupts komme .
Wenn der Beschluß Einer Kammer hierin eine Wirksamkeit
haben sollte , so müßte als nothwendige Folge daraus ein

anarchischer Zustand entstehen , denn so gut die zweite Kam¬
mer durch Niederlegung in das Protokoll reklamiren dürste ,
könne es auch die andere Kammer und zwar bei Verord¬

nungen , gegen welche zu reklamiren jener vielleicht nie ein¬

gefallen wäre ; und folgerichtig müßte dann diese Nieder -

lcgung zu Protokoll ebenfalls die Folge der Außcrwirksam -

keitsetzung haben .
Hecker : Der Abg . Schaaff hat offenbar meine Aeuße -

rungen entweder absichtlich oder unwissentlich verkehrt . Die

Fragen , welche ich ausgestellt habe sind : I ) Hat die Kam¬
mer reklamirt ? — Za ! — 2 ) Warum ? Weil sie sagt , die

Verordnungen gehören in den Kreis der Gesetzgebung .
3 ) Wie kommen die Gesetze zusammen ? — Nach der

Theorie des Abg : Schaaff kämen sie zu Stande , ii ' i" m
die Negierung sie einseitig ohne die Zustimmung ^ . r
Stände erläßt , indem sie sagt : Das Gesetz ist draußen , —
S'tat pro ratione volunlas ! Ich aber sage : da nach der
Verfassung ohne Zustimmung der drei Faktoren kein

Gesetz zu Stande kommen kann , so kann auch die Negie¬
rung einseitig kein Gesetz geben , und wenn sie auf solche
Art Loch eines gegeben hat , so ist es kein Gesetz , weil
die Verfassung mehr als dieß verlangt , und auf ein der¬

artiges Gesetz ist weder ein Richter verbunden zu spreche »,
noch ein Staatsdicner verpflichtet , sich darnach zu richten .
Andere Wege würden dahin führen , daß daS ganze Ge¬

setzgebungsrecht , wie das Steuerbewilligungs - und Petitions¬
recht annullirt würde , und wir am Ende auf eine Ge¬

setzgebung im Wege der Ordonnanzen kämen .
Welckcr . Wenn davon die Rede sei , neue Gesetze

gültig zu Stande zu bringen , so sei dazu unbestreitbar die

Zustimmung der drei Faktoren der Gesetzgebung erforderlich ;
allein ob das verfassungsmäßige Recht des Emen Faktors
der Gesetzgebung durch die Uebereinstimmung der beiden
anderen verletzt oder gar vernichtet werden könne , sei eine
andere Frage und diese sei zu verneinen . Im badischen
Staate könne ohne Zustimmung der drei Faktoren kein

Gesetz mit rechtsgültiger Wirkung zu Stande gebracht wer¬
den . Er glaube indessen nicht , daß es noihwendig sei, nach
dem Vorschläge deö Abg . Hecker eine Erklärung in daS

Protokoll niederzulegcn , denn entweder habe die Kammer

Recht , indem sie eine von der Regierung publizirte Ver¬

ordnung als Gesetz reklamire , oder sie habe Unrecht . Im

lctztern Falle könne freilich ihr einseitiger Ausspruch die

verfassungsmäßige Befugniß der Regierung , Verordnungen

zu erlassen , nicht lähmen , nock weniger habe sie eS in

ihrer Gewalt , in das Land hinaus zu rufen : » Ihr sollt

diese Verordnung nicht respeklircn ! " — Aber jeder Bürger
und jede Behörde habe daS Recht , sich die Frage aufzu -
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werfen , ob ein Gesetz in den KreiS der Gesetzgebung ge¬
höre , und es werde ein Gericht nicht verpflichtet seyn , eine
von der Regierung verfassungswidrig erlassene Verordnung
zu vollziehen ; und wenn daS Land unabhängige Gerichte
habe/so würden diese wissen , daß das erste Recht in einem

selbstständigen Staate und in einem rechtlichen Zustande
das sei , daß nur verfassungsmäßige Gesetze vollzogen wür¬
den , und auch ohne Aufforderung der Kammer würden
dann die Gerichte thun , was Rechtens . Es sei also
gar nicht möglich , daß die Verfassung daS sagen könne ,
was der Abg . Schaaff sage , daß jeder andere Weg , als
der , durch die erste Kammer unsere Reklamation gehen zu lassen ,
uns abgeschiiiltcn sei. — Auch der Weg einer Adresse sei
ein guter verfassungsmäßiger ; er wolle zwar nicht näher
darauf eingehcn , aber in seinem ganzen Leben habe er den
§ . 67 der Verfassung nicht so ausgelegt , wie er sich in der
Praxis konstant gemacht .

Wenn es heiße : keine Beschwerde kann ohne Zustimmung
der Mehrheit einer jeden der beiden Kammern an den
Großherzog gebracht werden , so könne dicß auch so , wie
es in anderen Verfassungen bestimmter ausgedrückt sei,
interpretirt werden , daß auch einseitig eine Kammer an
den Regenten eine Beschwerde richten könne . Die Be¬
stimmung , „ die Mehrheit einer jeden der beiden Kam¬
mern sei nothwendig "

, heiße mit andern Worten : eine
Minderheit könne keine Beschwerde an den Großherzog
richten . Das Schicksal , welches die Reklamationen - in der
andern Kammer gehabt und zu erwarten hätten , sei zwar
nicht das günstigste ; indessen wolle er nicht unbedingt
darüber absprechen , und überlasse es der Kammer , ob ste
wieder den Weg einer Adresse durch die erste Kammer
probiren wolle ; vielleicht schließe sich diese an .

Böhme bekämpft die Anträge der Abg . W e l ck e r und
Hecker , dessen Behauptung namentlich den ganzen § . 67
der Verfassunghinausinterpretirenwürde . ( Sander : Wäre
auch kein Schaden ! ) Es scheine ihm überhaupt einirrthüm -
licher Grundsatz , drei Faktoren der Gesetzgebung anzuneh¬
men ; es seien eigentlich nur zwei . Die Verfassung kenne
nur den Regenten auf der einen und auf der andern Seite
das Volk , ein Dritter sei nicht da . Dem Volke sei eine
Zustimmung eingeräumt , welche es durch seine Vertreter
geltend mache , aber nicht durch Eine Kammer , sondern durch
beide , und diese beiden müssen übereinstimmend gedacht
werden . Allein nicht nur aus dem Geiste unserer Verfassung
ergebe sich diese Auslegung , sondern zum Ueberfluß gehe
sie aus dem § . 67 der Verfassung selbst hervor , daß wenn
beide Kammern eine Verordnung , als in das Gebiet der
Gesetzgebung gehörig , reklamiren wollen , nur dann eine

Reklamation zulässig sei , wenn sie auf dem Weg der Adresse
an die Negierung gelange . Er erklärt sich somit entschie¬
de» für den Commiffionsantrag , welcher allein nach dem
Wortlaut , dem Geist und dem obersten Grundsätze der
Verfassung gerechtfertigt werden könne , und bittet deßhalb
die Kammer , keinen andern als den verfassungsmäßigen
Weg einzuschlagcn .

Staatsr . Frhr . v . Rüdt hält an der Behauptung fest ,
daß nur auf dem Wege der Adresse , also einer überein¬
stimmenden Bitte beider Kammern , eine Reklamation ge¬
schehen könne , und setzt der Theorie des '

Abg . Hecker
entschiedenen Widerspruch entgegen , indem , abgesehen vom
allen weitern Gründen und schlimmen Folgen , die Durch¬
führung derselben eine totale Auflösung aller Ordnung
nach sich ziehen müsse.

T r e s u r t bestreitet die logische Schlußfolgerung in der
Auseinandersetzung des Abg . Hecker , und äußert sich
schließlich im Geiste und Interesse deS CommissionSberichtS .

Der Präsident schließt hierauf mit Zustimmung der
Kammer die Diskussion , und nckchdem Bader ( als Mit -
glied der Commission ) mit wenigen Worten noch im Sinne
des CommissionSberichtS gesprochen , wird über den ersten
Thcil des von dem Abg . Hecker gestellten Antrags ( den
zweiten Theil hatte er schon früher zurückgenoirimen ) abFeT

"'

stimmt und derselbe verworfen , dagegen der Antrag der
Commission , die auf diesem und dem vorigen Landtage
zur Reklamation bezeichnetcn Gesetze auf dem Wege einer
Adresse zu reklamiren — angenommen .

Schluß der Sitzung .

Tagesordnung auf Freitag den 15 . März , Vormittags
9 Uhr .

1 . Anzeige neuer Eingaben und Motionen .
' 2 . Bericht des Abg . Zittel über die Motion deS Abg .
Bissing : die Verhältnisse der Schullehrer betr .

3 . Diskussion über den Bericht des Abg . v . Neubronn ,
die Nechnungsnachweisungen überchie Badeanstalten betr .

4 . Diskussion über den Bericht deö Abg . Vogelmann ,
die Rcchuungsnachwcisungen des Kriegsministeriums betr .

5 . Diskussion des Berichts des Abg . Bassermann ,
den Vereinszolltarif betr .
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